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(Nr. 12168.) Verordnung, zur Sicherung einer geordneten Verwaltung in der Stadtgemeinde Berlin. Vom 
30. Juli 1921. 


Auf hrund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 (Geſetzſamml. 
S. 543) wird in Übereinſtimmung mit dem nach Artikel 26 a, a. O. beſtellten Ständigen Ausſchuß des Land— 
tags hierdurch mit Geſetzeskraft verordnet: 

J. » 

(1) Die Mitglieder der bisherigen Stadtverordnetenverſammlung und der bisherigen Bezirksverſammlungen 
in Berlin, welche dieſen Körperſchaften bis zur rechtskräftigen Ungültigkeitserklärung ihrer Wahlen angehört 
haben, ſind verpflichtet, die dieſen Körperſchaften geſetzlich obliegenden regelmäßigen Geſchäfte und notwendige 
Geſchäfte anderer Art, die keinen Aufſchub dulden, als einſtweilige Skadtverordnetenverſammlung und als 
einſtweilige Bezirksverſammlungen fortzuführen, bis die neugewählte Stadtverordnetenverſammlung und die 
neugewählten Bezirksverſammlungen in Tätigkeit treten. 

(2) Das erſte Mal treten die einſtweilige Stadtverordnetenverſammlung auf Einberufung durch den 
Oberbuͤrgermeiſter oder feinen Stellvertreter, die einſtweiligen Bezirksverſammlungen auf Einberufung durch 
den Bezirksbürgermeiſter oder ſeinen Stellvertreter alsbald zur Wahl ihres Vorſitzenden (Vorſtehers), der 
Schriftführer und ihrer Stellvertreter zuſammen. 

(3) Eine erneute Einführung und Verpflichtung der Mitglieder findet nicht ſtatt. 

' (4) Verſagt der Magiftrat einem von der einſtweiligen Stadtverordnetenverſammlung oder von einer 
einſtweiligen Bezirksverſammlung gefaßten Beſchluſſe oder ein Bezirksamt einem Beſchluſſe der einſtweiligen 
Bezirksverſammlung die Ausführung, weil der Beſchluß nicht zu den regelmäßigen Geſchäften gehöre oder 
nicht unaufſchieblich ſei, ſo entſcheidek auf Anrufen von ſeiten der Verſammlung der Oberpräſident endgültig. 


II. 
Die Neuwahlen der Stadtverordneten und der Bezirksverordneten finden am 16. Oktober 1921 ſtatt. 


III. 
Wahlberechtigt und wählbar bei den zu II vorgeſehenen Neuwahlen zur Stadtverordnetenverſammlung 
und zu den Bezirksverſammlungen in der Stadtgemeinde Berlin iſt, wer am Wahltage die in den 88 1 bis 4 
des Landeswahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) vorgeſchriebenen Vorausſetzungen der 
Wahlberechtigung und der Wählbarkeit erfüllt und ſeit einem Jahre ſeinen Wohnſitz im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Gemeindebezirke von Berlin hat. § 58 Nr. 15 des Geſetzes vom 27. April 1920 (Geſetzſamml. 
S. 123) gilt auch für dieſe Wahlen. I ; 


Kreiswahlvorſchläge müſſen von wenigſtens zwanzig im Wahlkreise, Stadtwahlvorſchläge von wenigſtens 
zwanzig in der Stadtgemeinde Berlin zur Ausübung des Wahlrechts berechtigten Perſonen unterzeichnet ſein. 
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W. 

(1) Der Magiſtrat hat die ordnungsmäßige Vollziehung der Wahlen, die Berechnung der abgegebenen 
Stimmen und die Verteilung der Stadt⸗ und Bezirksverordnetenſitze auf die Wahlvorſchläge nach den 
Wahlniederſchriften nachzuprüfen, das Geſamtergebnis der Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung und zu 
den Bezirksverſammlungen feſtzuſtellen und dieſes in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 

(2) Ergibt ſich bei der Feſtſtellung des Wahlergebniſſes durch den Magiſtrat zweifelsfrei, daß in einzelnen 
Teilen der Stadtgemeinde (Wahlbezirken, Verwaltungsbezirken, Wahlkreiſen) eine ordnungsmäßige Wahlhandlung 
verhindert worden iſt, ſo iſt der Magiſtrat ermächtigt, vor weiterem in dieſen Teilen mit kürzeſter von ihm 
zu beſtimmender Friſt die Wiederholung der Wahl anzuordnen, deren Ergebnis bei der Feſtſtellung des 
Wahlergebniſſes mit zu berückſichtigen iſt. Die Wiederholungswahl darf nicht ſpäter als drei Wochen nach 
der Wahl ſtattfinden. 

VI. 

(1) Gegen die Gültigkeit der Wahlen kann jeder Wahlberechtigte innerhalb zwei Wochen nach der 
Bekanntmachung bei dem Magiſtrat Einſpruch erheben. 8 

(2) Die neugewählte Stadtverordnetenverſammlung beſchließt über die Gültigkeit der Wahlen von Amts 
wegen und über die erhobenen Einſprüche. 


(3) Sofern nicht die Wahlen für gültig erklärt werden, darf in dem Beſchluſſe nur ausgeſprochen werden: 

a) daß die Wahl einzelner Gewählter für ungültig zu erklären ſei, weil ſie wegen mangelnder 
Wählbarkeit nicht gewählt werden durften; 

b) daß das Wahlergebnis zu berichtigen ſei, weil es infolge unzutreffender Beurteilung der Gültigkeit 
abgegebener Stimmen, infolge unzutreffender Feſtſtellung des Abſtimmungsergebniſſes oder infolge 
unzutreffender Verteilung der Wahlſitze auf die Wahlvorſchläge unrichtig feſtgeſtellt fei; 

e) daß die ganze Wahl in einem oder mehreren Wahlkreiſen oder Verwaltungsbezirken für ungültig 
zu erklären ſei, weil bei der Vorbereitung oder bei der Durchführung der Wahl in ihrem Bereich 
erhebliche Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſeien. N 

(4) Die Geſamtheit der Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung iſt in dieſem Falle (zu e) nur dann 
für ungültig zu erklären, wenn von der Ungültigkeitserklärung der Wahlen in Wahlkreiſen die Hälfte oder 
mehr von der geſetzlich vorgeſchriebenen Geſamtzahl der Stadtverordneten betroffen werden. 


VII 


(1) Gegen den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung ſteht dem Magiſtrat, dem Wahlberechtigten, 
deſſen Einſpruch nicht ſtattgegeben iſt, ſowie dem Gewählten, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt oder der 
infolge der angeordneten Berichtigung des Wahlergebniſſes aus der Stadtveroröneten- oder Bezirksverſammlung 
auszuſcheiden hat, binnen zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Beſchluſſes an die Beteiligten die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 

(2) Die Klage hat aufſchiebende Wirkung, wenn der Beſchluß auf Berichtigung des Wahlergebniſſes 
oder auf Ungültigkeit der ganzen Wahl im Wahlkreiſe, Verwaltungsbezirke oder in der Stadtgemeinde 
lautet. Vor rechtskräftiger Entſcheidung tritt indeſſen auch der zum Einrücken in die Wahlſtelle nach dem 
be beſtimmte Bewerber nicht ein, wenn die Wahl eines einzelnen Gewählten für ungültig 
erklärt iſt. N 

VIII 


(1) Iſt endgültig entſchieden, daß das Wahlergebnis zu berichtigen iſt, ſo ſtellt der Magiſtrat es 
anderweitig feſt und macht die neue Feſtſtellung in ortsüblicher Weiſe bekannt. Für die Beſtimmung der 
infolge der Berichtigung Ausſcheidenden gelten die gleichen Grundſätze wie für das Eintreten von Bewerbern 
bei der Erledigung einzelner Wahlſitze; doch ſcheiden die zuletzt Eingetretenen zuerſt aus. 

(2) Gegen das berichtigte Wahlergebnis kann innerhalb zwei Wochen nach der Bekanntmachung beim 
Magiſtrat erneut Einſpruch erhoben werden. Der Einſpruch ſteht nur den infolge der Berichtigung aus 
ihrem Wahlſitz Ausſcheidenden zu und kann nur darauf geſtützt werden, daß die neue Feſtſtellung dem 
unanfechtbar gewordenen Beſchluſſe der Stadtverordnetenverſammlung oder der rechtskräftigen Entſcheidung 
im Verwaltungsſtreitverfahren nicht entſpricht, durch welche die Berichtigung angeordnet iſt. 
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(3) Über den Einſpruch beſchließt die Stadtverordnetenverſammlung. Gegen ihren Beſchluß ſteht dem 
Magiſtrat und demjenigen, deſſen Einſpruch nicht ſtattgegeben iſt, binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe 
des Beſchluſſes die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 


IX. 

(1) Iſt die ganze Wahl in einem Wahlkreiſe endgültig für ungültig erklärt, fo hat der Magiſtrat 
alsbald eine Nachwahl für den Wahlkreis herbeizuführen. Die Aufſichtsbehörde beſtimmt, ob dieſe Nachwahl 
auf a der bei der Wahl benutzten oder auf Grund neu aufzuſtellender Wahlliſten (Wahlkarteien) vor⸗ 
zunehmen iſt. 3 

(2) In der Nachwahl wird für den Wahlkreis die gleiche Anzahl von Stadtverordneten gewählt, die 
in ihm vor der Ungültigkeitserklärung der Wahl auf Kreiswahlvorſchläge gewählt waren. Es dürfen nur 
Kreiswahlvorſchläge eingereicht werden. Die Stadtverordnetenſitze werden den Kreiswahlvorſchlägen nach 
der Reihenfolge der Höchſtzahlen zugeteilt, die ſich durch Vollanrechnung, Halbteilung, Drittelung, Viertelung 
un: der auf die Wahlvorſchläge entfallenden Stimmenzahlen ergeben. Bei gleichen Höchſtzahlen entſcheidet 

as Los. 

(3) Die Belegung der auf Grund von Stadtwahlvorſchlägen bei der Wahl zugeteilten Sitze bleibt 
unberührt. Die bei der Nachwahl entſtehenden Reſtſtimmen werden auf die früheren Stadtwahlvorſchläge 
nicht verrechnet. 

(4) Iſt die ganze Wahl einer Bezirksverſammlung endgültig für ungültig erklärt, fo finden hinſichtlich⸗ 
der Nachwahl die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 ſinngemäß Anwendung. 

(5) Die Wahlzeit der in einer Nachwahl Gewählten endet gleichzeitig mit derjenigen der in der Wahl 
Gewählten. 5 

X. ; 

Die unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats und der Bezirksämter, die Mitglieder der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltungsdeputationen und Kommiſſionen ſcheiden mit dem Zeikpunkte des Zuſammentritts der neugewählten 
Stadtverordnetenverſammlung und der neugewählten Bezirksverſammlungen aus ihren Amtern. Die nen⸗ 
gewählten Stadtverordneten⸗ und Bezirksverſammlungen haben alsbald nach ihrem Zuſammentritt die Neu⸗ 
wahl für die Ausſcheidenden vorzunehmen. Die bisherigen Inhaber dieſer Amter bleiben bis zum Eintritt 
ihrer Nachfolger in Tätigkeit. 54 f 


(1) Diefe Verordnung tritt mit dem auf ihre Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

(2) Der Miniſter des Innern trifft die zu ihrer Ausführung erforderlichen näheren Beſtimmungen. 

(3) Er erläßt auch die zur Vorbereitung und Durchführung der bevorſtehenden Wahlen der Stadt⸗ 
verordneten und der Bezirksverordneten in Berlin erforderliche Wahlordnung. Er iſt ermächtigt, dabei von 
den allgemein für die Wahlen der Gemeindevertretungen geltenden Vorſchriften abweichende Beſtimmungen, 
insbeſondere über die Bildung und die Befugniſſe und Obliegenheiten der Wahlvorſtände, der Wahlausſchüſſe 
und der ſonſt zur Durchführung der Wahlen berufenen Behörden, zu treffen. 


Berlin, den 30. Juli 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck, am Zehnhoff. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


am 


(Nr. 12169.) Verordnung über Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Landjägereibeamten. 
Vom 15. Juli 1921. 

Auf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten 

(Geſetzſamml. S. 150 ff.), und des Artikel III des Geſetzes über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei 

Dienſtreiſen der Staatsbeamten vom 9. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 143) verordnet das Preußiſche Staats- 

miniſterium, was folgt: 


Bei Dienſtreiſen, die nach dem 31. Mai 1921 angetreten find oder werden, erhalten die Landjägerei⸗ 
beamten an Fahrkoſten für die zurückgelegten Eiſenbahn⸗ oder Schiffsfahrten an Stelle der im § 2 Abſ. 1 Nr. 1 
der Verordnung vom 9. Auguſt 1913 (Geſetzſamml. S. 372) in der Faſſung der Verordnung vom 7. Juni 1920 
(Geſetzſamml. S. 347) vorgeſehenen Fahrkoſtenſätze N 


, nen, 63 Pfennige 
N 5 37 ge/ 

* J ersuelenene tete ieheskeiute.e » 

» Ib » lee anne 3 » 

» 2 Grete ots teretsı eTerte Yes "areas rertete, 24 * 

» le TTC 24 * 


Bei Dienſtreiſen, die vor dem 1. Juni 1921 gigetreten worden find, gilt das gleiche für Eiſenbahn⸗ 
oder Schiffsfahrten, die an dieſem Tage zurückgelegt find oder ſpäter zurückgelegt werden. 
Berlin, den 15. Juli 1921. 


5 Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. Becker. Dominicus. Warmbold. Sgemiſch. 


Berichtigung. 


In dem Gebührentarife zur Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, vom 29. April 1921 
iſt auf S. 383 unter Ziffer 2 Zeile 5 von oben ſtatt „( 13)“ zu ſetzen „G 18)". 


: ; Redigiert im Büro des Staatsminifteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. N 

Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 
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1884 bis 1913 26 Mark. — Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


